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Anhörung zum Gesetz zur Modernisierung des Brandschutzes, der Hilfeleistung 
und des Katastrophenschutzes / Gesetzentwurf der Landesregierung, 
Drucksache 18/18114, in Verbindung mit Drucksache 18/15490, Anhörung des 
Innenausschusses und des Ausschusses für Heimat und Kommunales des 
Landtags Nordrhein-Westfalen am 09.07.2026  

Schriftliche Stellungnahme zur Landtags-Drucksache 18/18114 in Verbindung 
mit Landtags-Drucksache 18/15490 (Stand: 03.06.2026) 

Dr. Wolfram Geier, Anzuhörender (Vorstandsmitglied des Deutschen Komitee 
Katastrophenvorsorge – DKKV e.V., Abteilungspräsident i.R.)  

Vorbemerkung 

Extremwetterlagen in Folge des Klimawandels, wachsende Abhängigkeiten von 
Kritischen Infrastrukturen, sicherheitspolitische Verwerfungen und Bedrohungen, eine 
weitere digitale Revolution durch den Einsatz bislang wenig geregelter Künstlicher 
Intelligenz (KI) u.a.m. erzeugen eine immer größere gesellschaftliche Unsicherheit und 
Verletzlichkeit und stellen Staat und Gesellschaft vor große Herausforderungen. Der 
Bevölkerungsschutz (= Zivilschutz und Katastrophenschutz) steht dabei mehr und 
mehr im Fokus großer Hoffnungen auf ein sich erfüllendes staatliches 
Schutzversprechen.  

Allen o.g. Risiken ist jedoch gemein, dass sie nicht isoliert betrachtet und nicht durch 
Maßnahmen einzelner Institutionen oder Aufgabenträger alleine aufgehoben oder 
abgemildert werden können. Der in Deutschland föderal bei den Ländern 
verantwortete, gesetzlich geregelte und hinsichtlich seiner Aufgaben festgelegte 
Katastrophenschutz kann daher kein „Allheilmittel“ für die umfassende Lösung oder 
Bewältigung dieser Herausforderungen bieten, obwohl die Vorstellung davon in der 
öffentlichen-politischen Diskussion hierzulande an Boden zu gewinnen scheint (siehe 
auch Drucksache 18/15490). Der offene, nicht durch Gesetze definierte Begriff 
„Bevölkerungsschutz“, der in der Öffentlichkeit nicht selten zu über seine tatsächlichen 
Aufgaben weit hinausgehenden Interpretationen führt, mag dazu ebenfalls beitragen.1  

Katastrophenschutz als staatliche Aufgabe im Gesamtkonstrukt der bestehenden 
gesetzlich verfassten Rechts- und Verwaltungsstrukturen inkl. der Aufgabenteilung 
zwischen den Ressorts und Behörden kann insofern nur durch kluge Anpassung und 
Fortentwicklung einen sehr wichtigen, aber beileibe nicht den einzigen Beitrag zum 

 
1 Gemäß der fachlichen Definition im Glossar des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
beschreibt Bevölkerungsschutz als Oberbegriff alle Aufgaben und Maßnahmen der Kommunen und der Länder 
im Katastrophenschutz sowie des Bundes im Zivilschutz. Die Aufgaben des Zivilschutzes sind im Gesetz über 
den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe des Bundes (ZSKG) und die Aufgaben des Katastrophenschutzes in 
den Katastrophenschutzgesetzen der Länder festgelegt. Im Verteidigungsfall baut der Zivilschutz auf dem 
Katastrophenschutz der Länder auf, während Komponenten des Zivilschutzes in Friedenszeiten dem 
Katastrophenschutz der Länder zur Verfügung stehen (sogen. „Doppelnutzen“).   
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Schutz der Bevölkerung in einem notwendigen Gesamtkonzert von präventiv wie 
vorsorgeorientierter Sicherheitspolitik leisten.  

Aufgrund konkreter Schadensereignisse, wie der Flutkatastrophe im Sommer 2021 
beabsichtigt Nordrhein-Westfalen mit der Novellierung des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) diesen Weg zu 
gehen und durch konkrete Anpassungen den Katastrophenschutz (s. § 1 BHKG) zu 
verbessern. Im Sinne der Fortentwicklung des Katastrophenschutzes und der 
Konzentration auf sowie der Konkretisierung von katastrophenschutzspezifischen 
Aufgaben ist es daher folgerichtig, im laufenden Gesetzestext künftig nicht mehr vom 
„Krisenmanagement“, sondern vom „Katastrophenmanagement“ zu sprechen (vgl. § 
35 alt/neu), auch wenn es zwischen Krisen und Katastrophen immanente 
Wechselbeziehungen gibt bzw. geben kann. In der vorliegenden Stellungnahme wird 
nachfolgend schwerpunktmäßig auf ausgewählte, den Katastrophenschutz betreffende 
Passagen bzw. Inhalte eingegangen, die aus Sicht des Anzuhörenden Klärungs- 
und/oder Nachbesserungsbedarfe beinhalten. Der Abschlussbericht des vom Minister 
des Innern berufenen „Kompetenzteams Katastrophenschutz“ („15-Punkte-Plan“) wird 
dabei punktuell berücksichtigt bzw. dient als Leitfaden, der mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf abgeglichen wird. Beispiele aktueller Entwicklungen im 
Katastrophenschutz in Deutschland fließen ebenfalls an einigen wenigen Stellen als 
mögliche „Best Practices“ ein. 

„Stärkere Koordinierung durch das Land“ (01/15) 

Große Einsatzlagen wie die Flutkatastrophe 2021 haben die Notwendigkeit einer 
starken Koordinierungskompetenz des Landes belegt. In § 5 des Gesetzentwurfes sind 
die Aufgaben des Landes u.a. im Zusammenwirken mit den Kreisen und Gemeinden 
(Warnung/Rahmenwarnplan), die Einrichtung und der Unterhalt einer „zentralen 
Stelle“ für den Katastrophenschutz, die Vorhaltung eines Krisenstabes der 
Landesregierung sowie eines Leitungs- und Koordinierungsstabes aufgeführt. 
Ebenfalls neu regelt § 5 die künftige Aufstellung und Fortschreibung eines 
Landeskatastrophenschutzbedarfsplanes, die Erstellung eines zentralen digitalen 
Lagebildes für den Katastrophenschutz und die Unterhaltung eines zentralen Lagers 
für Brandschutz, Hilfeleistung und Katastrophenschutz. Darüber hinaus kann das Land 
auch den Beginn und das Ende eines landesweiten Katastrophenfalls feststellen (§ 35 
Abs. 5). Mit diesen Bestimmungen im Gesetzentwurf nimmt das Land deutlich mehr an 
Aufgaben im Bereich der Koordinierung, bei der Planung und im 
Ressourcenmanagement wahr als bisher. Die Aufgabenerweiterungen sind eindeutig 
begrüßenswert, werfen aber auch Fragen auf.  

So bleibt die grundsätzlich begrüßenswerte Einrichtung einer „zentralen Stelle“ für den 
Katastrophenschutz im Ministerium des Innern trotz der Spiegelstrichaufzählung in der 
Begründung zu § 5 Abs. 2 recht vage. Die in den vergangenen Jahren deutlich 
gestiegenen und sehr wahrscheinlich noch weiter steigenden fachlichen 
Anforderungen an den Katastrophenschutz haben bereits in einigen anderen 
Bundesländern zu klaren administrativen Entscheidungen und Maßnahmen im 
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behördlichen Sektor geführt. Dazu einige aktuelle Beispiele: nach der Flutkatastrophe 
von 2021 wurde im Nachbarland Rheinland-Pfalz aus gleichem Grund ein 
eigenständiges Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz (LfBK) gegründet und 
mit einer 24/7-Lagezentrale ausgestattet, die u.a. ein tagesaktuelles Lagebild 
„Bevölkerungsschutz“ für das Land produziert. Experten des Landesamtes stehen zur 
Beobachtung und Unterstützung von Übungen und von realen Einsatzlagen für die 
Behörden vor Ort zur Verfügung. Im 2025 novellierten Landesbrand- und 
Katastrophenschutzgesetz (LBKG RPL) wurde u.a. die Koordinierungsfunktion des 
Landes ebenfalls gestärkt und auch die Möglichkeit der Übernahme der 
Gesamteinsatzleitung durch das Land rechtlich verankert. Weitere Landesämter 
bestehen u.a. in Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpommern. In Bayern ist ein 
Landesamt für Bevölkerungsschutz kürzlich im dortigen Innenministerium angesiedelt 
worden, in Berlin wir ein solches Amt geplant und in Baden-Württemberg sieht der 
aktuelle Koalitionsvertrag die Einrichtung eines „Präsidiums Bevölkerungsschutz“ im 
dortigen Innenministerium vor.  

Die Vielfalt von heutigen und künftigen Fachaufgaben im Bevölkerungsschutz in den 
Bereichen Planung, Beratung, Unterstützung, Aus- und Fortbildung erfordert 
umfangreiche personelle Expertise und technische Infrastruktur für planerische 
Maßnahmen sowie für Einsatzunterstützung und Fachberatung. Insofern stellt sich die 
Frage, ob nicht gerade auch Nordrhein-Westfalen aufgrund von hoher Bevölkerungs- 
und Infrastrukturdichte eine personell und materiell gut aufgestellte und gesetzlich 
verortete zentrale Fachbehörde des Landes benötigt, die einen großen Mehrwert für 
die Beratung und Unterstützung der kommunalen Aufgabenträger bei deren 
Planungsaufgaben bieten dürfte. Darüber hinaus sollte überlegt werden, ob das Land 
nicht eine noch stärkere Rolle im Rahmen von Koordinierung und Leitung übernehmen 
und auch übergreifend und interdisziplinär denkende Expertenteams für die 
Unterstützung vor Ort zur Verfügung stellen kann.2  

In Katastrophen und besonderen Einsatzlagen von überregionaler Bedeutung wird der 
Blick der Öffentlichkeit unabhängig von den rechtlichen Bedingungen und formalen 
Zuständigkeiten immer auf die jeweilige Regierungsebene gerichtet werden. Formale 
„Nicht- oder Teilzuständigkeiten“ sind der Öffentlichkeit gerade nach besonderen 
Ereignissen kaum vermittelbar, so richtig sie formaljuristisch auch sein mögen. Eine 
noch stärkere Verantwortungsübernahme durch das Land wäre daher aus fachlicher 
wie auch aus politischer Perspektive heraus durchaus sinnvoll.    

„Bessere Risikoabschätzung durch verbindliche Planung“ (02/15)           

Die Einführung einer Katastrophenschutzbedarfsplanung auf der Ebene der 
Kreise/kreisfreien Städte sowie auf Landesebene ist eine zentrale Maßnahme, um den 

 
2 Mit dem Institut der Feuerwehr (IdF) in Münster besteht bereits eine große fachspezifische Landeseinrichtung 
auf dem Gebiet der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr. Könnte das IdF – in Analogie zu dem in RPL 
beschrittenen Weg – nicht ebenso Nukleus einer umfassenden Landesfachbehörde für Brand- und 
Katastrophenschutz werden?  
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Katastrophenschutz im Rahmen der Gesamtplanung gut aufzustellen. Daher ist dieser 
Schritt sehr zu begrüßen.  

Allerdings baut eine Bedarfsplanung grundsätzlich auf zuvor durchgeführten Analysen 
auf, in diesem Fall auf so genannten Risikoanalysen, die anhand konkreter 
Schadensszenarien Schadensausmaße und Eintrittswahrscheinlichkeiten (hier 
Plausibilitäten) berechnen und im Zuge der anschließenden Ergebnisbewertung die 
Bedarfsplanung valide unterstützen. Verbindliche Risikoanalysen wurden auch im „15-
Punkte-Plan“ vom Kompetenzteam gefordert, finden sich aber als verbindlich im 
Gesetzentwurf festgeschriebenes Planungsinstrument nicht wieder, lediglich in der 
Begründung zu § 4 Abs. 3 wird von Risikobetrachtungen gesprochen, die die 
Leistungsfähigkeit des Katastrophenschutzes definieren.  

Im neuen LBKG des Landes Rheinland-Pfalz von 2025 wurde die Aufgabe, verbindlich 
Risikoanalysen durchzuführen, sowohl für die Landesebene als auch für die Ebene der 
Kreise/kreisfreien Städte festgeschrieben (vgl. § 5 Abs. 1 Satz 1 sowie § 24 Abs. 1 Satz 
6 LBKG RPL). Durch die dortige zuständige neue Landesbehörde (LfBK) ist eine 
praktisch anwendbare Methode zur Durchführung der Risikoanalyse entwickelt worden 
und befindet sich derzeit in der ersten Erprobung.  

Mit Blick auf die wachsenden Bedrohungs-, Gefahren- und Risikopotentiale erscheint 
es gerade auch in Nordrhein-Westfalen zielführend zu sein, Risikoanalysen auf Landes- 
und kommunaler Ebene (Land-/Stadtkreise) im Gesetz verbindlich festzuschreiben und 
mit Hilfe einer einheitlichen und für die Verwaltung praktikablen Methodik 
durchzuführen. Um im Rahmen der Risikoanalyse und der Bedarfsplanung vor allem 
auf der kommunalen Ebene zu konkreten Ergebnissen zu kommen, ist die quantitative 
numerische Festlegung einer fachlich definierten Grundvorhaltung für den 
Katastrophenschutz erforderlich, die auf dem Verordnungswege erfolgen kann. Die 
Festlegung einer solchen Grundvorhaltung als materielle Basis des 
Katastrophenschutzes wäre ein wichtiger Schritt hin zu einem verlässlichen 
Schutzziel.3 Eine Landes-Risikoanalyse, die Risiken von Landesrelevanz aus der 
Vogelperspektive betrachtet, sollte dabei grundsätzlich die Risikobetrachtungen des 
Bundes für den Zivilschutz berücksichtigen bzw. mit diesen kompatibel sein. 

„Digitalisierungsoffensive Katastrophenschutz“ und „Ausbauprogramm 
Ausfallsicherheit“ (03/15 + 13/15) 

Schnell verfügbare Lagebilder sind für die Entscheidungsfindung in Katastrophen und 
anderen Schadenslagen von besonderer Relevanz. Daher ist die Aufnahme der 
Erstellung eines zentralen digitalen Lagebildes (§ 5 Abs. 8) in das Gesetz folgerichtig. 
Digitale Lagebilder benötigen umfassende, schnelle und valide Lieferung von Daten 
aus dem unmittelbaren betroffenen Bereich sowie aus mit der Lagebewältigung 
unmittelbar wie mittelbar befassten Behörden, Organisationen und anderen 

 
3 Schutzziele sind sowohl im Brandschutz als auch in der Notfallrettung unverzichtbare Ziel- und 
Planungsgrößen. Im Zivilschutz wie im Katastrophenschutz fehlen sie bislang, was genaue Bedarfsermittlungen 
und -bemessungen schwierig macht. 
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gesellschaftlichen Bereichen (z.B. KRITIS-Betreiber, Wirtschaft, Industrie usw.). 
Ebenso werden Daten über das aktuelle (und prognostizierte) Bevölkerungsverhalten 
benötigt. Die in den §§ 46 und 47 neugefassten Regeln bzgl. der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und der Datenübermittlung gehen dabei in die richtige 
Richtung. Damit eine Digitalisierungsoffensive gelingt, ist eine verbindlich geregelte 
Zusammenarbeit zwischen allen potentiell betroffenen Akteuren ebenso erforderlich 
wie eine entsprechende technische Infrastruktur, die einerseits höchsten IT-
Sicherheitsstandards entsprechen und andererseits für die Anwender im Land, den 
Bezirken, Kreisen und Kommunen praktikabel sein muss. Bzgl. der Erstellung eines 
digitalen Lagebildes für den Katastrophenschutz in NRW ist aus dem Gesetzentwurf 
nicht ersichtlich, ob es sich um ein „Dauerlagebild Bevölkerungsschutz“ oder um ein 
auf konkrete Ereignisse ausgerichtetes Lagebild handeln soll. Analog zu anderen 
sicherheitsrelevanten Lagebildern sowie zwecks sofortiger Reaktion ist ein 
„Dauerlagebild Bevölkerungsschutz“, das beispielsweise in der künftigen zentralen 
Stelle im Ministerium o.a. geeigneten Ort geführt werden könnte, zweckmäßig und 
sinnvoll (vgl. auch Begründung zu § Abs. 2).  

Bei aller „Digitalisierungseuphorie“ sollte aber gerade der Katastrophenschutz aus den 
Ereignissen der jüngeren Zeit (Hackerangriffe, technische Störungen, Sabotage, 
Überkomplexität etc.) für seine vitalsten und unverzichtbarsten Einrichtungen für eine 
physische Robustheit und entsprechende Redundanzen sorgen, um bei großflächigen 
Störungen der Digitalinfrastruktur oder bei gezielten Angriffen im Rahmen hybrider 
Bedrohungen im Kern handlungsfähig zu bleiben.  

Neben der Härtung digitaler Strukturen ist der Katastrophenschutz, ebenso wie der 
Brandschutz, die allgemeine Hilfeleistung und auch der Rettungsdienst als „Kritische 
Infrastruktur“ zu begreifen, die es besonders zu schützen gilt. Neben IT-Angriffen und 
Störungen der IT bzw. des Digitalfunks können auch andere Ereignisse 
(Extremwetterlagen, Havarien, Erdbeben etc.) die Funktionsfähigkeit dieser Dienste 
schwer beeinträchtigen. Dies muss durch eine digitale wie physische Härtung sowie 
durch entsprechende physische und analoge Redundanzen verhindert werden. Um 
entsprechende Maßnahmen ergreifen zu können, sind katastrophenschutzinterne 
Risikoanalysen und eine entsprechende Duplizität in der Planung erforderlich. Diese 
vitalen Erfordernisse sollten im künftigen BHKG konkret Niederschlag finden.            

„Gesamtkonzept Warnung“ (04/15) 

Die Einführung eines „Rahmenwarnplanes“ (§ 5 Abs. 1) ist sehr begrüßenswert. 
Zwecks Gewährleistung eines in der Begründung zum Gesetzentwurf avisierten 
„Katastrophenmanagements aus einem Guß“ (siehe Begründung u.a. zu § 4 Abs. 3) 
wäre eine höhere Verbindlichkeit dieses Rahmenplanes wünschenswert. Neben der 
Katastrophenschutzbedarfsplanung ist vor allem auch für die gesamte Warnthematik 
ein hoher Harmonisierungsgrad anzustreben. Daher wäre anstelle von wenig 
verbindlichen „organisatorischen Ausführungshinweisen und Empfehlungen“ ein 
verbindlich umzusetzendes Warn-Gesamtkonzeptes für alle Verwaltungsstufen 
zielführend. Dabei sollten die Potentiale des angestrebten Warnmittelmixes 
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vollumfänglich zur Wirkung kommen und lokale / regionale Besonderheiten 
berücksichtigen können. Ein Gesamtkonzept Warnung sollte dabei immer auch 
integraler Bestandteil einer umfassenden Risiko- und Kommunikationsstrategie des 
Staates und aller Verwaltungsebenen sein (siehe auch nachfolgende Ausführungen). 

„Informationen auf Knopfdruck“ und „Präventionskampagne“ (06/15 + 09/15) 

Risikokommunikation und Krisenkommunikation sind zwei Seiten der Medaille 
„Kommunikation mit der Bevölkerung“. Wie hoch der Einfluss guter Risiko- und 
Krisenkommunikation (RKK) auf eine gute Vorbereitung auf mögliche Katastrophen 
und eine erfolgreiche Bewältigung von Katastrophen ist, haben verschiedene 
Ereignisse der letzten Jahre deutlich bewiesen. Neben einem ausgefeilten 
Warnkonzept, das unmittelbar vor und auch noch in Lagen greifen muss, ist eine 
dauerhafte Sensibilisierung der Bevölkerung in Gänze sowie von einzelnen 
Bevölkerungsgruppen im Speziellen in Form von Informationskampagnen, 
Bildungsveranstaltungen, Bürgerbeteiligungen erforderlich. Aufklärung und Angebote 
über potentielle Risiken des Alltags sowie Erste-Hilfe-Schulungen und 
Brandschutzerziehung bieten hier den Einstieg und sind durch besondere Information 
und Aufklärung über Risiken mit Katastrophenpotential klug zu verknüpfen.  

Darüber hinaus müssen unmittelbar vor und während Einsatzlagen schnelle und 
verlässliche Informationen für die Bevölkerung bereitgestellt werden und verzugslos 
abgerufen werden können. Dafür ist im Kontext des Warnkonzeptes ein multimediales 
Informationsmanagement aufzubauen, das auch Ausfälle einzelner Komponenten 
berücksichtigt. Nur wer gut vorbereitet und gut informiert ist, wird im Ernstfall 
entscheidende Beiträge zum Selbstschutz und zur Selbsthilfe leisten, Einsatzkräfte 
entlasten und damit einen wichtigen Beitrag zur Schadensminderung und 
Schadensbewältigung leisten können. Kinder und Jugendliche sind eine wichtige 
Zielgruppe, deren Sensibilisierung für resilientes Verhalten bereits in der Vorschule 
und danach in Schulen und Ausbildungsstätten beginnen und fortgesetzt werden kann. 
Darüber hinaus sind Informations- und Sensibilisierungskonzepte für weitere 
Zielgruppen zu entwickeln und umzusetzen, da staatliche Informationen, deren Auf- 
und Annahme sowie Umsetzung immer auch unterschiedlichen soziokulturellen 
Einflüssen unterliegt. Im vorliegenden Gesetzentwurf ist es begrüßenswert, dass 
künftig bei der Planung des Katastrophenschutzes die besonderen Belange von 
Menschen mit Behinderungen angemessen berücksichtigt werden müssen (§ 1 Abs. 
5). Weitergehende Aussagen zur Implementierung von Präventions- und 
Vorsorgekampagnen, zum Selbstschutz und zur Selbsthilfefähigkeit, zur Risiko- und 
Krisenkommunikation sowie zu einem strukturierten umfassenden strategischen und 
technischen Informationsmanagements als wichtigem Teil des gesamten 
Katastrophenmanagements sind bedauerlicherweise im Gesetzentwurf nicht bzw. nur 
marginal (Aufklärung über „Möglichkeiten der Selbsthilfe“ im § Abs. 5.) auffindbar. 
Auch hier könnte ein Blick über die Landesgrenze nach Süden Anregungen geben. Im 
neuen LBKG Rheinland-Pfalz finden sich u.a. Aussagen dazu, dass das Land eine 
Risiko- und Kommunikationsstrategie der oberen und obersten Katastrophenschutz-
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behörden zu entwickeln hat (§ 5 Abs. 3 Satz 6 LBKG RPL) und die Kommunen die 
Bevölkerung über das Verhalten bei Bränden und anderen Schadensereignissen 
aufzuklären und den Selbstschutz sowie die Selbst- und Nachbarschaftshilfe zu fördern 
haben (§ 7 LBKG RPL).  

Die im vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung enthaltenen Aussagen hierzu 
sind gerade mit Blick auf das in Deutschland seit kurzer Zeit verfolgte Oberziel des 
Aufbaus einer resilienten Gesellschaft aus Sicht des Anzuhörenden unzureichend.  

„Dezentrale Katastrophenschutzdepots“ (07/15) 

Die Einrichtung eines Lagers für den Brandschutz, die Hilfeleistung und den 
Katastrophenschutz (vgl. § Abs. 4) ist gerade nach den Erfahrungen der großen Lagen 
der letzten Jahre folgerichtig. Mit Blick auf die große Fläche des Landes Nordrhein-
Westfalen, die vielfältigen und unterschiedlichen Gefahrenschwerpunkte und die 
Exposition des Landes gegenüber nahezu allen denkbaren Bedrohungs- und 
Gefahrenlagen erfordert aus Sicht des Anzuhörenden eher eine dezentrale anstelle 
einer zentralen Lösung für die Einrichtung solcher Lagerstätten. Ein einzelnes zentrales 
Lager ist einer Vielzahl denkbarer Bedrohungen und Gefahren ausgesetzt, die ggf. zur 
Beeinträchtigung oder zum Ausfall der Leistungen dieser Einrichtung führen könnten. 
Dezentralität schafft in wichtigen gesellschaftlichen Bereichen (siehe auch z.B. 
Energieversorgung u.a.) ein deutliches mehr an Ausfallsicherheit und Resilienz.  

„Verbesserung der administrativen Führungsfähigkeit“ (11/15) 

Die in den §§ 35 und 36 des Gesetzentwurfes neu gefassten Bestimmungen zum 
Katastrophenmanagement und zur Einrichtung, Ausbildung und Arbeitsweise von 
Krisenstäben der für den Katastrophenschutz zuständigen Ebenen sind sehr 
begrüßenswert und aufgrund der praktischen Erfahrungen der jüngeren 
Vergangenheit auch zwingend erforderlich. Die Ausbildungs- und Übungspflicht der 
Mitglieder von Krisenstäben (§ 36 Abs. 5) ist von sehr hoher Relevanz, auch wenn sie 
bereits im § 35 Abs. 4 des noch geltenden Gesetzes festgeschrieben war. Ggf. wäre 
diese Bestimmung noch deutlicher hervorzuheben. Begrüßenswert ist auch die 
künftige Regelung von vorbereitenden Bestellungen von Leitungen samt Vertretungen 
durch die Hauptverwaltungsbeamten (§ 36 Abs. 1).    

Gleichermaßen begrüßenswert ist die von § 35 Abs. 5 BHKG nach § 36 Abs. 4 des 
Entwurfes verschobene Möglichkeit der Bildung von Stäben für außergewöhnliche 
Ereignisse (SAE) auf der Ebene der kreisangehörigen Gemeinden. Allerdings stellt sich 
die Frage bei der im Bundesvergleich hohen Anzahl von großen kreisangehörigen 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, ob es hier nicht klarer Regeln bzw. Vorgaben 
bedarf, ab welcher Größe und aufgrund welcher Gefahrenexposition kreisangehörige 
Gemeinden einen solchen Stab einrichten müssen.  

Aus Sicht des Anzuhörenden sollte § 36 Abs. 4 des Entwurfes folgende Korrektur 
erhalten: „….Das Land erlässt verbindliche Regeln zur Einrichtung der Stäbe für 
außergewöhnliche Ereignisse durch eine Rechtsverordnung…“. 
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„Bessere Finanzierung des Katastrophenschutzes“ (15/15) 

Die heute bekannte und absehbare weitere beunruhigende Entwicklung aufgrund von 
Klimawandel, angespannter sicherheitspolitischer Lage sowie zunehmender 
Verletzlichkeiten unserer hochtechnisierten und von vielen inneren und äußeren 
Faktoren abhängigen Gesellschaft erfordert den Auf- und Ausbau von Resilienz im 
Sinne eines sich laufend fortentwickelnden Risiko- und Katastrophenmanagements, 
das Prävention, Vorsorge, Bewältigung und Wiederaufbau/Nachsorge gleichermaßen 
umfasst. Die enorme Entwicklungsdynamik, der der Bevölkerungsschutz künftig 
ausgesetzt ist, erfordert daher eine ebenso dynamische, langfristige, nachhaltige, aber 
auch flexible Finanzierung des Systems.  

Die bereits in den späten 90er Jahren getroffene Aussage eines früheren Experten im 
Zuge einer damaligen Anhörung im Deutschen Bundestag, dass „die eigentliche 
Bedrohungslage für den Bevölkerungsschutz die Haushaltslage sei“, darf sich 
aufgrund ihrer damaligen Verwirklichung nie mehr wiederholen. Nachhaltige, aber 
auch flexible Finanzierung setzt voraus, dass neben der Bereitstellung der tatsächlich 
anhand von Risikoanalysen und Bedarfsplänen ermittelten erforderlichen 
Haushaltsmittel, Beschaffungsvorhaben und Beschaffungen deutlich beschleunigt 
werden müssen und sich Beschaffungsvorhaben und Beschaffungen je nach 
geändertem Risiko oder geänderter Bedrohung passgenau modifizieren lassen. Für 
den Bevölkerungsschutz insgesamt und den Katastrophenschutz im Speziellen sollten 
daher haushaltsrechtliche Vorgaben überall dort durch Ausnahmeregeln und 
entbürokratisierende Maßnahmen geändert werden, wo sie diese Flexibilität behindern 
oder gar verhindern.      

Vernetzung und institutionalisierte übergreifende Zusammenarbeit 

Katastrophen haben in der Regel die Eigenschaft, dass ihre erfolgreiche Bewältigung 
oftmals die Fachexpertise unterschiedlicher Ressorts und Fachbehörden sowie von 
nichtstaatlichen Einrichtungen (Hilfsorganisationen u.a.) bzw. der Zivilgesellschaft 
erfordern. Dies trifft ebenso, wenn nicht sogar noch mehr auf Katastrophenprävention 
und Katastrophenvorsorge zu. Insofern ergibt sich immer mehr die Notwendigkeit der 
Vernetzung und des regelmäßigen Austausches zwischen den für Katastrophenschutz 
originär zuständigen Stellen und anderen, für Prävention, Vorsorge und auch 
Bewältigung bzw. Wiederaufbau verantwortlichen Ämtern und Agenturen (wie z.B. 
Umwelt, Wasser, Verkehr, Gesundheit), aber auch für eine stärkere, verankerte 
Kooperation mit den für die Gesamtverteidigung (zivile und militärische Verteidigung) 
zuständigen zivilen und militärischen Bundesbehörden.  

Das altbekannte Prinzip „in der Krise Köpfe kennen“ muss, wenn es wirklich erfolgreich 
sein soll, in „vor der Krise Köpfe kennen“ abgeändert bzw. ergänzt werden. Dabei soll 
es nicht nur um das namentliche oder personelle Kennen von Zuständigen gehen, 
sondern auch um das Kennen und Wissen über materielle und immaterielle 
Fähigkeiten und Ressourcen anderer Partner. Dies ist umso wichtiger, als dass der 
Katastrophenschutz bei bestimmten großen Katastrophen und Krisen keine 
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Alleinzuständigkeit hat, sondern hier andere Ressorts und Fachbehörden eine jeweils 
eigenständige verantwortliche Rolle einnehmen. Nichtsdestoweniger wird der 
Katastrophenschutz aber aufgrund seiner spezifischen Kenntnisse und Fähigkeiten im 
Management besonderer Ereignisse immer auch eine besondere Rolle in solchen 
Lagen einnehmen, der er gerecht werden muss. Alleine die Erstellung eines zentralen 
Lagebildes für den Katastrophenschutz gem. § 5 Abs. 8 setzt einen regelmäßigen 
Austausch zwischen einschlägigen Ressorts, Behörden etc. voraus.  

Die Einrichtung eines verbindlichen und regelmäßigen Austauschformates unter 
Hinzuziehung des Knowhows der Hilfsorganisationen und weiterer relevanter Akteure 
wäre daher ein wichtiges Element um neben einem „Katastrophenmanagement aus 
einem Guß“ auch einen relevanten Beitrag zu einem gesamtstaatlichen 
„Krisenmanagement aus einem Guß“ zu leisten, ohne jedoch die 
Gesamtverantwortung für Krisenmanagement jeglicher Art alleine durch den 
Katastrophenschutz zu übernehmen (siehe Eingangsbemerkung hierzu). Ein auch in 
einigen Bundesländern gängiges Format der regelmäßigen Abstimmung zu Fragen 
des Katastrophenschutzes könnte die Einrichtung eines ständigen, regelmäßig 
tagenden Landesfachbeirates Brand- und Katastrophenschutz beim Ministerium des 
Innern sein, dem neben einschlägigen Behördenvertretern, Vertreter der Feuerwehren 
und Hilfsorganisationen, des THW, der kommunalen Spitzenverbände u.a. angehören.   

Abschließende Würdigung 

Insgesamt geht der vorgelegte Entwurf für ein novelliertes BHKG des Landes 
Nordrhein-Westfalen in eine richtige Richtung und weist im Vergleich zum noch 
geltenden Gesetz eine Reihe von Verbesserungen auf, die dem künftigen 
Katastrophenmanagement zugutekommen werden. Gleichwohl bestehen vor allem im 
Abgleich mit den Ergebnissen des vom Minister des Innern nach der Flutkatastrophe 
2021 eingesetzten Kompetenzteams und den dort im „15-Punkte-Plan“ mit großer 
übergreifender Expertise erarbeiteten Ergebnissen und Empfehlungen Diskrepanzen 
bzw. wurden wichtige Erkenntnisse daraus nicht oder nur teilweise berücksichtigt. 
Ebenso finden sich aus Sicht des Anzuhörenden zukunftsweisende deutschlandweite 
Entwicklungen im Bevölkerungsschutz im Entwurf kaum wieder. Vorschläge für eine 
weitere Präzisierung neu aufgenommener Maßnahmen und die Aufnahme relevanter 
weiterer Maßnahmen im Gesetzentwurf sind in den vorangegangenen Ausführungen 
dargelegt. Nordrhein-Westfalen hat sich auf den Weg gemacht, sein nichtpolizeiliches 
Gefahrenabwehrsystem im Bereich des Katastrophenschutzes zu verbessern.  

Mit Blick auf die aktuellen und künftig zu erwartenden Risiken, Gefahren und 
Bedrohungen hat das Land aktuell die Chance, seine gesetzlichen 
Rahmenbestimmungen für den Katastrophenschutz nicht nur verbessert 
fortzuschreiben, sondern auf den nach heutigem Wissen bestmöglichen Stand zu 
bringen und damit auch langfristig zukunftsfähig zu machen. Diese Chance sollte im 
laufenden Gesetzgebungsverfahren mit allen Mitteln wahrgenommen und ergriffen 
werden.  


